
Verfassungsgerichtshof 

Judenplatz 11, 1010 Wien 

V 347/08-6 

 

 

I M   N A M E N   D E R   R E P U B L I K ! 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des 

Präsidenten 

  Dr.  H o l z i n g e r , 

 

in Anwesenheit der Vizepräsidentin 

 

  Dr.  B i e r l e i n  

 

und der Mitglieder 

  Dr.  B e r c h t o l d - O s t e r m a n n , 

  Dr.  H a l l e r , 

  Dr.  H e l l e r , 

  Dr.  H ö r t e n h u b e r , 

  Dr.  K a h r , 

  Dr.  L a s s , 

  Dr.  L i e h r , 

  Dr.  M ü l l e r , 

  Dr.  O b e r n d o r f e r , 

  DDr. R u p p e  und 

  Dr.  S p i e l b ü c h l e r 

sowie des Ersatzmitgliedes 

  Dr.  H o f m e i s t e r 

 

als Stimmführer, im Beisein des Schriftführers 

 

  Mag. F r i e d l , 

 

 

(1. Oktober 2008) 
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in dem von Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Prüfung der 

Gesetzmäßigkeit der Verordnung der Gemeindevertretung der 

Gemeinde Höchst vom 28. März 2006 über die Errichtung von 

Antennenanlagen für Mobilfunk, in seiner heutigen nichtöffent-

lichen Sitzung gemäß Art. 139 B-VG zu Recht erkannt: 

 

 

 Die Verordnung der Gemeindevertretung der Gemeinde 

Höchst vom 28.3.2006 über die Errichtung von Antennenanlagen für 

Mobilfunk, kundgemacht durch Anschlag an der Amtstafel von 

29. März 2006 bis 2. Mai 2006, wird als gesetzwidrig aufgehoben. 

 

 Die Vorarlberger Landesregierung ist zur unverzüglichen 

Kundmachung der Aufhebung im Vorarlberger Landesgesetzblatt 

verpflichtet. 

 

 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 

 

 

I.  1. Beim Verfassungsgerichtshof ist zu B 329/07 ein 

Beschwerdeverfahren gemäß Art. 144 Abs. 1 B-VG anhängig, welchem 

folgender Sachverhalt zugrunde liegt: 

 

 Mit Schreiben vom 30. Jänner 2006 beantragte die 

beschwerdeführende Gesellschaft bei der Gemeinde Höchst die 

Erteilung der baupolizeilichen Bewilligung für die Errichtung 

einer Antennenanlage für Mobilfunk auf dem Grundstück Nr. 4407, 

KG Höchst, auf dem Dach des Gebäudes Bitzestraße 17. Mit Bescheid 

des Bürgermeisters der Gemeinde Höchst vom 1. Juni 2006 wurde die 

beantragte Bewilligung wegen Widerspruchs zur Verordnung über die 

Errichtung von Antennenanlagen für Mobilfunk versagt. 

 

 Die Berufungskommission der Gemeinde Höchst wies die von 

der beschwerdeführenden Gesellschaft erhobene Berufung - im 

Wesentlichen mit derselben Begründung - mit Bescheid vom 

20. November 2006 als unbegründet ab. 
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 Die Bezirkshauptmannschaft Bregenz gab der dagegen 

erhobenen Vorstellung mit Bescheid vom 15. Jänner 2007 keine 

Folge. 

 

 2. Die beschwerdeführende Gesellschaft erachtet sich 

durch diesen Vorstellungsbescheid im verfassungsgesetzlich 

gewährleisteten Recht auf Freiheit der Erwerbsausübung (Art. 6 

StGG) sowie in Rechten wegen Anwendung einer gesetzwidrigen 

Verordnung verletzt und beantragt die Aufhebung des angefochtenen 

Bescheides. 

 

 3. Aus Anlass dieses Verfahrens hat der Verfassungs-

gerichtshof am 3. März 2008 beschlossen, die Gesetzmäßigkeit der 

Verordnung der Gemeindevertretung der Gemeinde Höchst über die 

Errichtung von Antennenanlagen für Mobilfunk von Amts wegen zu 

prüfen. 

 

 4. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Höchst hat die 

Verordnungsakten vorgelegt, ebenso wie die Vorarlberger 

Landesregierung aber von der Erstattung einer schriftlichen 

Stellungnahme abgesehen. 

 

 

II. 1. Die Rechtslage stellt sich wie folgt dar: 

 

 § 17 Abs. 1, 2 und 4 des Vorarlberger Baugesetzes, 

LGBl. 52/2001 idF LGBl. 27/2005, (im Folgenden: Vbg. BauG) 

lautet: 

 

 
"§ 17 

 
Schutz des Orts- und Landschaftsbildes 

 
 (1) Bauwerke und sonstige Anlagen müssen so angeordnet 
und hinsichtlich Größe, Form, Farbe und Baustoffen so gestaltet 
sein, dass sie sich in die Umgebung, in der sie optisch in 
Erscheinung treten, einfügen oder auf andere Art der Umgebung 
gerecht werden. 
 
 (2) Auf eine erhaltenswerte Charakteristik des Orts- 
oder Landschaftsteiles, dem das Bauwerk oder die sonstige Anlage 
zuzuordnen ist, sowie auf erhaltenswerte Sichtbeziehungen mit 
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anderen Orts- oder Landschaftsteilen ist besonders Rücksicht zu 
nehmen. Die Charakteristik eines Ortsteiles ist jedenfalls dann 
erhaltenswert, wenn der Ortsteil durch kulturhistorisch oder 
architektonisch wertvolle Bauwerke geprägt ist. 
 
 (3)  [...] 
 
 (4) Die Gemeindevertretung kann zum Schutz des Orts- und 
Landschaftsbildes nach den Abs. 1 und 2 durch Verordnung 
bestimmen, dass Ankündigungen und Werbeanlagen nur in einer 
bestimmten Form und Größe ausgeführt und innerhalb der Gemeinde 
nur an bestimmten Orten errichtet oder an bestimmten Orten nicht 
errichtet werden dürfen. Dasselbe gilt für Antennenanlagen für 
Mobilfunk; dabei ist auf die telekommunikationstechnischen 
Erfordernisse Rücksicht zu nehmen." 
 

 

 Die in Prüfung gezogene Verordnung lautet wie folgt: 

 
 "Aufgrund des § 17 Abs. 4 des Vorarlberger Baugesetzes, 
LGBl. Nr. 52/2000 in der Fassung LGBl. Nr. 27/2005, wird daher 
verordnet: 
 

§ 1 
 
 Im gesamten Ortsgebiet von Höchst dürfen keine Antennen-
anlagen für den Mobilfunk, sowohl freistehende als auch auf 
Gebäuden angebrachte Antennenanlagen errichtet werden. 
 

§ 2 
 
 Die Gemeindevertretung kann allenfalls unter Erteilung 
von Auflagen, Bedingungen oder Befristungen, Ausnahmen von dem 
Verbot zulassen, wenn der Antragsteller eindeutig nachweisen 
kann, dass eine Versorgung der Bevölkerung von Höchst nicht mehr 
gewährleistet ist und auch ein tatsächlicher Bedarf besteht. 
 

§ 3 
 
 Wer den Bestimmungen des § 1 zuwiderhandelt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung. 
 

§ 4 
 
 Die Verordnung tritt mit dem auf die Kundmachung 
folgenden Tag in Kraft." 
 

 

 2. a) Der Verfassungsgerichtshof ist im Prüfungs-

beschluss vorläufig davon ausgegangen, dass die Beschwerde 

zulässig ist, die belangte Behörde die Verordnung der 

Gemeindevertretung der Gemeinde Höchst über die Errichtung von 
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Antennenanlagen für Mobilfunk bei der Erlassung des bekämpften 

Bescheides angewendet hat, und dass auch der Verfassungs-

gerichtshof diese Verordnung bei der Beurteilung der Beschwerde 

anzuwenden hätte. 

 

 b) Gegen die Gesetzmäßigkeit der in Prüfung gezogenen 

Verordnung hat der Verfassungsgerichtshof im Prüfungsbeschluss 

folgende Bedenken geäußert: 

 
 "Da ein generelles undifferenziertes Verbot der 
Errichtung von Antennenanlagen für Mobilfunk in § 17 Abs. 4 
Vbg. BauG, der auf den Schutz des Ortsbildes abstellt, keine 
Deckung finden dürfte, hätte die verordnungserlassende Behörde 
prüfen müssen, ob in der gesamten Gemeinde oder nur in Teilen des 
Gemeindegebietes ein Verbot der Errichtung von Antennenanlagen 
für den Mobilfunk notwendig ist, um eine Störung des Ortsbildes 
zu verhindern. Das im § 1 der Verordnung enthaltene Verbot der 
Errichtung von Antennenanlagen für Mobilfunk dürfte mit den 
übrigen Bestimmungen dieser Verordnung in untrennbarem Zusammen-
hang stehen, sodass die gesamte Verordnung in Prüfung zu ziehen 
war." 
 

 

III. Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen: 

 

 1. Im Verordnungsprüfungsverfahren - die Gemeinde-

vertretung der Gemeinde Höchst und die Vorarlberger Landes-

regierung haben keine Äußerung erstattet - haben sich keine 

Anhaltspunkte für das Fehlen von Prozessvoraussetzungen ergeben. 

Das Verordnungsprüfungsverfahren ist daher zulässig. 

 

 2. Es ist auch nichts hervorgekommen, was das im 

Einleitungsbeschluss dargelegte Bedenken gegen die Gesetzmäßig-

keit der in Prüfung gezogenen Verordnung hätte entkräften können: 

 

 Der Verordnungsgeber ging entgegen § 17 Abs. 4 Vbg. BauG 

in der in Prüfung gezogenen Verordnung davon aus, dass jede, 

sowohl freistehende als auch an Gebäuden angebrachte, Antennen-

anlage für Mobilfunk schlechthin das Ortsbild des Ortsgebietes 

der Gemeinde Höchst stört.  
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 Dieser Regelungsinhalt der Verordnung findet jedoch in 

§ 17 Abs. 4 Vbg. BauG keine Deckung, weil diese Bestimmung 

einerseits eine entsprechende Grundlagenforschung des 

Verordnungsgebers für eine Einschränkung der Errichtung von 

Mobilfunkanlagen zum Schutz des Orts- und Landschaftsbildes und 

andererseits aber auch die Bedachtnahme auf die Erfordernisse der 

Telekommunikation voraussetzt. Die Durchführung solcher 

Erhebungen ist nicht aktenkundig. § 1 der in Prüfung gezogenen 

Verordnung widerspricht daher § 17 Abs. 4 Vbg. BauG.  

 

 3. Da das Verbot in § 1 der Verordnung in einem 

untrennbaren Zusammenhang mit den übrigen Bestimmungen der 

Verordnung steht und eine Aufhebung (lediglich) jener Bestimmung 

einen sinnentleerten Torso übrig ließe, war die Verordnung der 

Gemeindevertretung der Gemeinde Höchst über die Errichtung von 

Antennenanlagen für Mobilfunk zur Gänze als gesetzwidrig 

aufzuheben. 

 

 4. Die Verpflichtung der Vorarlberger Landesregierung 

zur unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung folgt aus Art. 139 

Abs. 5 B-VG. 

 

 Diese Entscheidung konnte gemäß § 19 Abs. 4 erster Satz 

VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöffentlicher Sitzung 

getroffen werden. 

 

 

Wien, am 1. Oktober 2008 

Der Präsident: 

Dr. H o l z i n g e r 

 

 

Schriftführer: 

Mag. F r i e d l 
 


